
❚ BERLIN

Grüne wollen  
Golfplätze bebauen
Nach Ansicht von Vertretern der 
Grünen sollten statt des Tempelhofer 
Feldes lieber Golfplätze in der Stadt 
für den Wohnungsbau in den Blick ge-
nommen werden. »Allein die Flächen 
für Golfplätze, die sich im Eigen-
tum des Landes Berlin befinden, um-
fassen 72 Hektar«, sagte die Grünen-
Abgeordnete June Tomiak. Das sei 
nahezu die gleiche Fläche, über die 
im Zusammenhang mit einer mög-
lichen Randbebauung des Tempel-
hofer Feldes geredet werde. »Rechnet 
man dazu Golfplätze im Privatbesitz 
im Land Berlin, ergeben sich ins-
gesamt 186 Hektar«, rechnete Tomiak 
vor. »Das Beispiel der Golfplätze 
zeigt exemplarisch: Die Flächen-
problematik ist eine Verteilungs-
frage«, sagte der Sprecher der Grünen 
Jugend, Kasimir Heldmann. Berliner 
Flächen müssten wieder in der Hand 
aller Berliner kommen. »Golfplätze 
sind in Zeiten von Wasserknappheit 
und Artensterben ein Luxus, der den 
Spaß Weniger über die Zukunftsfähig-
keit der gesamten Stadt stellt«, sagte 
Heldmann. »Wir müssen uns fragen, 
ob wir uns diesen Luxus noch leisten 
können.« dpa/nd

LAF-Präsident  
reagiert auf Brandbrief
Nach der Veröffentlichung eines 
Brandbriefs der Beschäftigten 
des Landesamts für Flüchtlings-
angelegenheiten (LAF) hat sich der 
kommissarische Präsident des LAF 
verständnisvoll gezeigt. »Das Arbeits-
pensum der Beschäftigten hat sich er-
heblich vergrößert, doch leider konnte 
die Zahl der Beschäftigten nicht in 
gleichem Maße erhöht werden«, 
sagte Aziz Bozkurt laut Statement. 
»Darum kann ich den Ärger der 
Unterzeichnenden des Briefes gut ver-
stehen.« Die Situation wolle er ver-
bessert wissen. Kommende Woche 
werde unter anderem auch die 
Personalsituation im LAF thematisiert. 
»Uns ist klar, dass es jetzt schnell 
gehen muss – so wie beim gesamten 
Thema Unterbringung der Ge-
flüchteten.« Die Beschäftigten des LAF 
hatten am Freitag in ihrem Schreiben 
die massive Überlastung des Personals 
beklagt. In dem Schreiben warnten 
etwa 40 von etwa 530 Mitarbeitern 
vor Überforderung. dpa/nd

Verdi ruft zu Warnstreiks 
in Krankenhäusern auf
Die Gewerkschaft Verdi hat die Be-
schäftigten der drei DRK-Kliniken 
in Berlin für kommenden Mittwoch 
zum Warnstreik aufgerufen. Wegen 
der hohen Streikbereitschaft sei an 
dem Tag mit Stationsschließungen zu 
rechnen, teilte Verdi jüngst mit. Auch 
die zentrale Notaufnahme könne be-
troffen sein. In der laufenden Tarif-
runde mit den drei Krankenhäusern 
fordert die Gewerkschaft 15 Pro-
zent und mindestens 500 Euro mehr 
Geld für die Mitarbeiter. Die Lauf-
zeit des Tarifvertrags soll demnach 
zwölf Monate betragen. Das Angebot 
der Arbeitgeber umfasst Verdi zufolge 
eine Entgelterhöhung um 10,84 Pro-
zent bei einem Mindestbetrag von 
260 Euro. dpa/nd

❚ BRANDENBURG

WBS-Voraussetzungen  
nur anfangs kontrolliert
Potsdam. Die Voraussetzungen für 
eine staatlich geförderte Wohnung 
werden nach einem Einzug in eine 
solche Sozialwohnung nicht mehr 
kontrolliert. »Eine Überprüfung der 
Einkommensveränderungen von Be-
rechtigten eines Wohnberechtigungs-
scheins (WBS) erfolgt aufgrund des 
hohen Verwaltungsaufwandes und 
der damit einhergehenden Kosten 
nicht«, sagte eine Sprecherin des 
Brandenburger Verkehrsministeriums 
auf Anfrage. Das Überschreiten von 
Einkommensgrenzen stelle mietrecht-
lich kein ausreichend berechtigtes 
Interesse zur Beendigung von Miet-
verhältnissen dar. Das heißt, dass 
Mieter, bei denen ein Anspruch auf 
eine staatlich geförderte Wohnung 
geprüft wurde, auch Jahre nach 
dem Einzug und möglichen Ein-
kommensveränderungen vergünstigt 
leben dürften. »Das angewandte Ver-
fahren zur Erteilung eines Wohn-
berechtigungsscheins und zur fort-
dauernden Privilegierung von 
Inhabern des Scheins wird seinen 
sozialen Zielen gerecht«, entgegnete 
die Sprecherin. Ferner habe es sich im 
Hinblick auf den bürokratischen Auf-
wand als praxistauglich erwiesen. Wer 
in eine Sozialwohnung einziehen will, 
braucht einen Wohnberechtigungs-
schein (WBS). Wohnberechtigungs-
scheine werden auf Antrag für die 
Dauer eines Jahres erteilt. dpa/nd

Ministerin ruft  
zu Grippeschutz auf
Potsdam. Die Erkältungssaison 
hat mit dem Herbst begonnen und 
damit auch das steigende Risiko für 
Atemwegserkrankungen. Branden-
burgs Gesundheitsministerin Ursula 
Nonnemacher (Grüne) rief die Be-
völkerung deshalb zur Grippeschutz-
impfung auf. Vor allem Risiko-
gruppen sollten nicht mit der Impfung 
warten, erklärte die Ministerin 
am Sonntag. »Besonders ältere 
Menschen und chronisch Kranke 
haben ein höheres Risiko, dass eine 
Infektion mit Influenzaviren schwer 
verläuft.« In der zurückliegenden 
Grippesaison wurden in Branden-
burg 13386 bestätigte Influenza-
Infektionen gemeldet – nach Angaben 
des Gesundheitsressorts ein bisheriger 
Höchststand. Die heftige Grippewelle 
der vergangenen Saison mit der aus-
laufenden Corona-Pandemie habe er-
neut gezeigt, wie wichtig Schutz-
impfungen für die Gesundheit seien, 
erklärte Nonnemacher. Diese ver-
hinderten wirksam schwere Verläufe 
und entlasteten damit das Gesund-
heitssystem. Eine Kombination aus 
Grippeschutzimpfung mit der Auf-
frischung des Corona-Impfschutzes 
ist laut Gesundheitsministerium mög-
lich. Die Ständige Impfkommission 
(STIKO) empfiehlt eine Grippe-
schutzimpfung insbesondere über 
60-Jährigen, chronisch Kranken 
und Pflegeheimbewohnern. Auch 
medizinisches Personal und 
Menschen, die in Einrichtungen mit 
hohem Publikumsverkehr arbeiten, 
sollten sich impfen lassen, heißt 
es. dpa/nd

Reinigungsarbeiten in Einkaufszentren 
werden häufig von Migrant*innen und 
im Verborgenen erbracht. Das ist ein Ein-
fallstor für prekäre Beschäftigung und 
Rechtsbrüche.

CHRISTIAN LELEK

Asen Balabanov ist Abteilungsleiter für Arbeit 
und Soziales der bulgarischen Botschaft. Als 
solcher ist er für ganz Deutschland zustän-
dig. Es hat also einen gewissen symbolischen 
Wert, wenn er sich am Freitagmorgen zu ei-
ner 15-köpfigen Gruppe vor dem Roten Rat-
haus gesellt.

Anlass ist der weltweite Tag für menschen-
würdige Arbeit am 7. Oktober. Das Berliner 
Beratungszentrum für Migration und Gute 
Arbeit (Bema) hat zu einer Aktion aufgeru-
fen. Migrantische und geflüchtete Arbeitneh-
mer*innen, die in Einkaufszentren die Toilet-
ten reinigen, will die Bema besuchen. Damit 
soll einerseits ein Schlaglicht auf deren häu-
fig schlechte Arbeitsbedingungen geworfen 
werden. Vor allem aber geht es darum, die 
Beratung der Bema bekannt zu machen, zu 
zeigen, dass es Unterstützungsmöglichkei-
ten gibt, und über Arbeitsrechte zu informie-
ren. Gleichzeitig gewährt die Aktion den Be-
rater*innen der Bema Einblick in die sonst so 
unsichtbare Branche.

Die Berater*innen und ihre Unterstüt-
zer*innen – Sozialarbeiter*innen und Ge-
werkschafter*innen – teilen sich für vier Tou-
ren in Gruppen auf. Auf der Tour von der Mall 
of Berlin über The Playce (ehemals Potsdamer-
Platz-Arcaden), Kadewe, Europacenter und 
Bikini werden fast ausschließlich Arbeiter*in-
nen aus Bulgarien angetroffen. Eine Beraterin, 
die selbst Bulgarisch spricht, ist davon nicht 
überrascht: »Es ist ein System, das in Berlin 
hauptsächlich auf der Beschäftigung von Bul-
gar*innen aufbaut. Die Stellen in der Toilet-
tenreinigung vieler Häuser sind in Deutsch-
land gar nicht zu bekommen. Die werden nur 
in Bulgarien ausgeschrieben.« Und es domi-
niert vor allem ein Unternehmen, das in über 
15 Einkaufszentren mit der Reinigung beauf-
tragt ist. Laut der letzten einsehbaren Jahres-
bilanz seien 2020 durchschnittlich 270 Mit-
arbeitende beschäftigt gewesen. Eine Million 
Euro Schulden hätte die Firma angehäuft.

Die während der Tour angetroffenen Ar-
beiter*innen sind Männer und Frauen unter-
schiedlichen Alters. Teilweise sind sie schon 
viele Jahre für die Firma tätig, manche ha-
ben erst vor ein paar Wochen angefangen. Sie 
berichten von Zwölf-Stunden-Schichten und 
Sechs-Tage-Wochen. Davon, dass sie einen Teil 
des Lohns überwiesen und den Rest in bar be-
kommen. Davon, dass sie sich mit acht Perso-
nen eine Wohnung teilen, die der Arbeitge-
ber zur Verfügung stelle. Schriftliche Verträge 
bekämen sie, Lohnabrechnungen hingegen 
nicht. Die Arbeitskleidung aus weißem Hemd, 
schwarzer Hose und schwarzer Weste würde 
der Arbeitgeber stellen, genauso das Materi-
al und die Putzhandschuhe. Es sind allerdings 
dünne Einmalhandschuhe. Von Lohnprellung 
erzählen sie nichts, und Pausen von zwei Stun-
den nähmen sie jeden Tag. Einer sagt, er wür-
de 1200 Euro netto verdienen. Die meisten 
wollen dazu nichts sagen. Bis zur Rente wolle 
sie in Berlin bleiben, sagt eine Frau. Geld ver-
dienen und dann Deutschland so schnell wie 
möglich wieder verlassen wolle er, sagt ein 
jüngerer Mann.

»Ich habe den Eindruck, die Beschäftigten 
erzählen uns von Arbeitsbedingungen, die ge-
rade so noch am Rand des Legalen sind«, sagt 
ein Gewerkschafter der Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) Berlin, der die 
Aktion mit unterstützt. Auch die Bema-Bera-

terinnen glauben nicht, dass die Beschäftigten 
alles preisgegeben haben. »Wir haben nicht 
erwartet, dass jemand sich heute direkt mel-
det damit, dass Geld fehlt oder so. Aber wir 
hoffen, dass die Beschäftigten dann später in 
die Beratung kommen«, sagte eine von ihnen.

Auf Grundlage ihrer Beratungsarbeit hat 
die Bema ein Papier erstellt, in dem sie die 
Arbeitsbedingungen und damit einhergehen-
de Rechtsbrüche auflistet, darunter Verstöße 
gegen das Mindestlohngesetz, Sozialversiche-
rungsbetrug und Steuerhinterziehung. Das Pa-
pier führt auch Empfehlungen, wie das System 
durchbrochen werden kann. Neben engerer 
Zusammenarbeit der Akteure und effizien-
teren Kontrollen will die Bema ein Ende der 
»Geld-Teller«. Stattdessen sollte die Nutzung 
kostenlos oder automatisiert, ähnlich wie an 
Autobahnen erfolgen, denn: »Es ist normal, 
dass abends nach der Schicht jemand die Tüte 
mit dem Trinkgeld holt«, sagt eine Beraterin. 
Zum Teil müssten sogar Normen erfüllt wer-
den, und die Vorgesetzten würden Tipps ge-
geben, wie diese durch freundliches Verhalten 
erreicht werden könnten.

Die Bema fordert, dass die Reinigungskräf-
te direkt bei den Betreiber*innen der Zentren 
angestellt werden. Das sieht auch Katja Kar-
ger, die Vorsitzende des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes (DGB) Berlin-Brandenburg so. 
Sie ist für ein Grußwort zum Roten Rathaus 
gekommen. Sie sei nicht per se gegen die Be-
auftragung eines Subunternehmens, doch: 
»Wir müssen die Logik umdrehen und bestim-
men, in welchen Ausnahmefällen es erlaubt 
ist.« Zudem müsse geregelt werden, wie viele 
Ketten zulässig sind. »Bei der WC-Reinigung 
in den Centern sehe ich gar keinen Grund für 
eine Auslagerung«, so Karger.

Gewerkschaften könnten über politische 
Einflussnahme hinaus Druck über die Be-
triebsräte ausüben, sagt Karger. Das sei in eini-
gen Betrieben schon erfolgreich gewesen. Den 
Gewerkschafter der IG BAU interessiert, wel-
chen Anteil ihrer Arbeitszeit die Beschäftigten 
tatsächlich mit der Reinigung verbringen und 
nicht kontrollieren oder bereitstehen. Wenn 
der Arbeitstag zu mehr als 50 Prozent aus Rei-
nigungstätigkeiten bestünde, müsste der Tarif-
vertrag Gebäudereinigung greifen, sagt er. Nur 
das festzustellen und zu belegen, sei schwie-
rig. Und die Kapazitäten der Gewerkschaf-
ten seien begrenzt. Er stehe oft vor der Wahl: 
»Nutze ich meine Zeit für die fünf Gebäude-
reiniger im Kaufhaus oder für die eine Person, 
die die Toiletten reinigt?«

Botschafter Balabanov sagt: »Was wir se-
hen, ist nur die Spitze des Eisbergs.« Die meis-
ten Menschen, die aus dem EU-Land Bulgarien 
kämen und in Deutschland unter diesen Be-
dingungen arbeiten, seien gehemmt. »Weil sie 
denken, selbst etwas falsch gemacht zu haben, 
meiden sie Beratungsstellen.« Und sie hätten 
Angst davor, gefeuert zu werden, denn dann 
würden sie vom Arbeitgeber zurück nach Bul-
garien geschickt. Mit dem Ende der Beschäfti-
gung ende man als Arbeiter*in auf der Straße.

Die Ausbeutung bulgarischer Beschäftigter hält Berliner Kaufhausklos sauber

»Es ist ein System, das in Berlin 
hauptsächlich auf der 
Beschäftigung von Bulgar*innen 
aufbaut.«

Beraterin der Bema

Putzen am Rande des Legalen

Harte Arbeit: Manche Reinigungskraft putzt sechs Tage die Woche für 1200 Euro netto.
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Zeitzeugen berichten in Potsdam von Ver-
brechen im Nationalsozialismus und in 
der sowjetischen Besatzungszone. Doch 
das Erinnern wird sich ändern müssen.

MATTHIAS KRAUSS

Gerade einmal 21 Jahre alt ist Leonore Bel-
lotti, als das Unglück über sie hereinbricht. 
In Schwerin schreibt die junge Geflüchtete 
1946 verbotenerweise einen Brief ab, in dem 
ihr Vater die desaströsen Zustände in der ge-
meinsamen Heimat Königsberg beschreibt. 
Bellotti und ihre Mutter landen vor einem 
sowjetischen Militärtribunal – und schließ-
lich im zum Speziallager umfunktionierten 
früheren KZ Sachsenhausen.

Rund 77 Jahre später erinnert sich die 
Zeitzeugin im Brandenburg-Saal der Pots-
damer Staatskanzlei an die furchtbare Enge 
in den Baracken. Zum 30-jährigen Bestehen 
der Stiftung Brandenburgische Gedenkstät-
ten haben sich einstige Häftlinge, Vertreter 
der Botschaften Israels und Polens, Bundes-, 
Landes- und Kommunalpolitiker zusammen-
gefunden, um gemeinsam zurückzublicken. 

Bellotti erzählt davon, wie sich die Frauen 
im Speziallager mit Handarbeiten die Zeit 
vertrieben: »Lappen haben wir immer be-
kommen. Mein Eindruck war, die Frauen 
wurden besser behandelt als die Männer.« 
In Sachsenhausen lernte die Zeitzeugin ih-
ren späteren Mann kennen, der als Italie-
ner in der »Ausländerbaracke« festgehalten 
wurde. Zur Stiftung Brandenburgische Ge-
denkstätten, einer »wunderbaren Einrich-
tung«, sollte Bellotti schließlich selbst Kon-
takt aufnehmen.

Ib Katznelson hingegen erzählt, wie er 
als Kind durch die Hölle der NS-Lager gehen 
musste. Zwei Jahre war er alt, als die Gestapo 
seine Familie 1943 in Kopenhagen verhaftete. 
Anschließend habe er mit seiner Mutter vor 
einem Gestapo-Vernehmer gesessen, erinnert 
sich Katznelson. Der Vernehmer habe etwas 
für die beiden tun wollen, doch daraus sei 
nichts geworden: Seine Mutter habe darauf 
bestanden, Jüdin und mit einem Juden ver-
heiratet zu sein, so Katznelson. Es folgten die 
Stationen Ravensbrück und Theresienstadt.

Katznelson plädiert in Potsdam dafür, bei 

der heutigen Vermittlung zu beachten, dass 
Jugendliche viel Zeit vor Computerbildschir-
men verbringen. Der Inhalt einer Vitrine, eine 
Schautafel oder eine Inschrift und selbst ein 
Besuch in einer Gedenkstätte berührten die 
heutige Generation keineswegs mehr so wie 
noch frühere. Generell werde die Arbeit der 
brandenburgischen Gedenkstättenstiftung 
immer wichtiger, heißt es auf der Veranstal-
tung. Zeitzeugen wie Katznelson gibt es im-
mer weniger.

Für Sorgenfalten im Brandenburg-Saal 
sorgt auch das Erstarken rechter Kräfte. An-
drea Genest, stellvertretende Direktorin der 
Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten, 
spricht von einem »elementaren Angriff auf 
unsere politische Kultur«, der sich derzeit be-
obachten lasse. Vom Land forderte Genest zu-
gleich mehr Mittel, um die originale Bausubs-
tanz der Gedenkstätten zu erhalten.

Zur Stiftung gehören die KZ-Gedenkstät-
ten in Sachsenhausen und Ravensbrück so-
wie die Hinrichtungsstätte in Brandenburg/
Görden. Sie waren schon vor 1990 Orte des 
Gedenkens. Auch der Todesmarsch der Häft-

linge 1945 wurde zu DDR-Zeiten mit Erinne-
rungstafeln nachgezeichnet.

Hinzugekommen sind nach 1990 die Er-
innerungsstätte an den »Euthanasie«-Mord 
in Brandenburg/Havel, das Untersuchungs-
gefängnis des sowjetischen Armee-Geheim-
dienstes in der Potsdamer Leistikowstraße 
und das KZ-Außenlager Lieberose, wo Tau-
sende jüdische Häftlinge noch in den letz-
ten Kriegstagen von der SS ermordet wor-
den waren.

1990 sei es darum gegangen, das Erbe der 
damaligen Nationalen Mahn- und Gedenkstät-
ten anzunehmen und zu überprüfen, erklärt 
Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar Wo-
idke in Potsdam. Dem »verordneten Antifa-
schismus der DDR« warf Woidke »Vernachlässi-
gung bis hin zur Überbauung« vor und »Spuren 
getilgt« zu haben. Heute verfüge Brandenburg 
mit der Stiftung über pluralistische, offene zeit-
historische Gedenkstätten, die Licht ins Dunkel 
bringen. Sie seien in der Gegenwart, in der der 
Rechtsextremismus sich auch in Brandenburg 
etabliert und »feste Strukturen ausgeprägt« 
habe, wichtiger denn je.

Die Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten begeht ihr 30-jähriges Bestehen

Gedenken im Wandel
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